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SPITZENGESPRäCH 

Vernünftige Lösungen 
für Deutschland 

Die CDU Deutschlands und 
der Deutsche Gewerk- 
schaftsbund wollen künftig 
ihre Positionen stärker aus- 
tauschen. 

Dies ist das Hauptergeb- 
nis einer gemeinsamen Sit- 
ing von CDU-Präsidiums- 
•^itgliedern mit dem ge- 
schäftsführenden DGB-Bun- 
^svorstand. Das Treffen mit 
den Gewerkschaften sei in 
Anbetracht der zu bewälti- 

genden Herausforderungen 
in der Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarktpolitik sehr wich- 
tig gewesen. Ihr Gespräch 
mit Michael Sommer habe 
dazu gedient auszuloten, wo 
es im Vorfeld der anstehen- 
den Reformen Gemeinsam- 
keiten gebe und welche fun- 
damentale Unterschiede ge- 
nannt werden müssten, führ- 
te Angela Merkel aus. 
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Fortsetzung von Seite 1 
Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands zeigte sich 
nach dem Treffen erfreut 
über die Gesprächsbereit- 
schaft der Gewerkschaften 
und brachte ihren Wunsch 
nach einem verstärkten Mei- 
nungsaustausch zum Aus- 
druck. DGB-Chef Michael 
Sommer wertete die Begeg- 
nung als einen Neustart zu ei- 
nem rationalen Dialog. Bei 
dem Treffen, das der Formu- 
lierung einer Gesprächsa- 
genda für ein Treffen des ge- 
samten CDU-Präsidiums mit 
dem kompletten DGB-Bun- 
desvorstand am 24. März 
diente, sei man eine Liste 
an Themen durchgegangen, 
über die es sich lohne zu spre- 
chen. Michael Sommer be- 
gründete die Gesprächsbe- 
reitschaft der Gewerkschaf- 
ten mitdem Hinweis, dassdie 
Union mit ihrer Dominanz 
im Bundesrat schließlich 
über die Entwicklung 
Deutschlands wesentlich 
mitentscheide. 

Die Aussprache sei rege, 
aber nicht ohne Kontrover- 
sen gewesen, berichteten die 
beiden Vorsitzenden über- 
einstimmend. So stünden die 

Gewerkschaften dem CDU- 
Vorschlag ablehnend ge- 
genüber, den Arbeitgeber- 
beitrag bei der Krankenversi- 
cherung festzuschreiben. 
Beim Kündigungsschutz sei- 
en die Gewerkschaften hin- 
gegen gesprächsbereiter. 
Michael Sommer bestätigte, 
dass beide Seiten einig seien, 
dass ein Manipulieren an den 
Schwellenwerten des Kündi- 
gungsschutzes überhaupt 
nichts bringe. Als Themen 
für das Treffen im März nann- 
ten die beiden Vorsitzenden 
die Gesundheitsvorsorge, das 
Arbeitsrecht und die Aus- 
bildungssituation in Deutsch- 
land. In diesem Zusammen- 
hang wies Angela Merkel 
darauf hin, dass angesichts 
der Wirtschaftslage die Zu- 
kunft vieler junger Menschen 
mit einem großen Fragezei- 
chen versehen sei. Deshalb 
müsse die Zukunftsfähigkeit 
des deutschen Ausbildungs- 
systems ganz oben auf der Ta- 
gesordnung stehen. 

Neben Angela Merkel 
nahmen an dem Gespräch auf 
Seiten der CDU Laurenz 
Meyer und die stellvertre- 
tende Parteivorsitzende An- 
nette Schavan teil. 
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AUSSENPOLITIK 

ANGELA   MERKEL: 

Schröder spricht nicht für alle Deutschen 
Selten hat man das Ge- 
fühl, das Ende einer Epo- 
che und den Beginn einer 
neuen Epoche hautnah zu 
erleben. 

In diesen Wochen kön- 
nen die Menschen in allen 
Kontinenten unserer Welt 
genau das erleben. Begon- 
nen hat der Wechsel der 
Epochen bereits mit dem 9. 
H. 1989 und seinem Sieg 
der Freiheit und der Öffnung 
der transatlantischen Part- 
nerschaft nach Osten, fort- 
gesetzt wurde er am 11.9. 
2001 mit seiner von vielen 
Europäern in seinen Konse- 
quenzen bis heute nicht voll 
erfassten Erschütterung der 
bereinigten Staaten von 
Amerika. In der Folge dieser 
Einschnitte müssen Europa 
und die USA heute den nu- 
cleus ihrerbisherigen innen- 
> außen- und sicherheitspoli- 
üschen Grundsätze neu defi- 
nieren. 

Dabei sucht Europa seine 
Rolle. Einerseits übernimmt 
es weltweit Verantwortung, 
°b im Kosovo oder in Af- 
ghanistan, andererseits ist es 
Erstritten, vielleicht sogar 
gespalten. Da wird im Na- 
to-Rat die Hilfe des Bünd- 
nispartners Türkei durch 
Frankreich, Belgien und 
Deutschland tagelang blok- 

kiert und die Nato damit an 
den Rand ihrer Handlungs- 
fähigkeit und Existenzbe- 
rechtigung gebracht. Da 
wischt ein aus Wahlkampf- 
motiven von der deutschen 
Bundesregierung einge- 
schlagener deutscher Son- 
derweg die wichtigste Lehre 
deutscher Politik - nie wie- 
der deutscher Sonderweg - 
scheinbar mühelos beiseite. 
Da werden die osteuropäi- 
schen EU-Beitrittsländer 
von der französischen Re- 
gierung angegriffen, nur 
weil sie sich unmissver- 
ständlich zur transatlanti- 
schen Partnerschaft Europas 
mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika bekennen. 

Aber dann gibt es auch 
das: Der EU-Sondergipfel 
der Staats- und Regierungs- 
chefs am vergangenen Mon- 
tag findet zu einer Einigung. 
Er verabschiedet auf der 
Grundlage der UN-Resolu- 
tion 1441 eine einheitliche 

und gemeinschaftliche Hal- 
tung der Europäer im Irak- 
Konflikt. Diese Einigung 
war überfällig. Sie zwingt 
die deutsche Bundesregie- 
rung zu einem ersten Kurs- 
wechsel ihrer Irak-Politik. 
Wir als parlamentarische 
Opposition in Deutschland 
begrüßen diesen Kurswech- 
sel und erwarten, dass die 
deutsche Bundesregierung 
sich auch im UN-Sicher- 
heitsrat entsprechend die- 
sem EU-Beschluss verhält. 
Zweifel daran allerdings 
sind angebracht. 

EU-Beschluss 

Mit dem EU-Beschluss 
sind zwei Dinge wieder klar 
geworden. Erstens: Die vom 
Irak ausgehende Gefahr ist 
nicht fiktiv, sondern real. 
Zweitens: Nicht gegen, son- 
dern nur gemeinsam mit den 
Vereinigten Staaten von 
Amerika muss Europa mehr 
Verantwortung für die Auf- 
rechterhaltung des interna- 
tionalen Druckes auf den 
irakischen Diktator Saddam 
Hussein übernehmen. Dazu 
gehört, wie es die Erklärung 
der EU-Staats- und Regie- 
rungschefs zum Ausdruck 
bringt, militärische Gewalt 
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1 AUSSENPOLITIK 

als letztes Mittel zur Durch- 
setzung der UN-Resolutio- 
nen zu befürworten. 

Es ist wahr: Krieg darf 
niemals ein gleichsam nor- 
males Mittel politischer 
Auseinandersetzung wer- 
den. Aber gerade die deut- 
sche und europäische Ge- 
schichte des 20. Jahrhun- 
derts lehrt uns: So wenig mi- 
litärische Gewalt gleichsam 
die normale Fortsetzung der 
Politik mit anderen Mitteln 
sein darf, so wenig darf sie 
jemals als letztes Mittel ge- 
genüber Diktatoren ausge- 
schlossen oder auch nur, wie 
von der deutschen Bundes- 
regierung geschehen, in 
Frage gestellt werden. Wer 
militärische Maßnahmen als 
letztes Mittel ausschließt, 
der schwächt die unver- 
zichtbare Drohkulisse ge- 
gen Diktatoren wie den des 
Irak und macht im Ergebnis 
einen Krieg nicht unwahr- 
scheinlicher, sondern wahr- 
scheinlicher. 

Freiheit und Sicherheit 

Das wiegt schwer, denn 
der Frieden ist ein überra- 
gendes Gut, für den jede An- 
strengung lohnt. Aber wahr 
ist auch, dass verantwor- 
tungsvolle politische Füh- 
rung in keinem Fall den ge- 
schützten Frieden der Zu- 
kunft   gegen   den   trügeri- 

schen Frieden des Tages ein- 
tauschen darf. Deshalb ent- 
scheidet sich an der Ent- 
schlossenheit und Geschlos- 
senheit der freien Völker im 
Irak-Konflikt auch mehr als 
die Bewältigung dieses ei- 
nen die Menschen so bela- 
stenden Konfliktes. An ihm 
entscheidet sich, wie wir 
nach dem 9. 11. 1989 und 
dem 11.9.2001 die Zukunft 
Europas und die Zukunft des 
Verhältnisses von Europa 
und den USA bestimmen 
wollen. An ihm entscheidet 
sich, wie wir-allein oder ge- 
meinsam, entschlossen oder 
verzagt, mit unseren Part- 
nern oder gegen sie - Frie- 
den, Freiheit und Sicherheit 
garantieren und auf die 
neuen Bedrohungen unserer 
Zeit die angemessene Ant- 
wort finden. Ich bin über- 
zeugt davon, dass Europa 
und die USA dazu auch in 
Zukunft den gemeinsamen 
Sicherheitsverbund wählen 
müssen. Die USA ist die 
einzig verbliebene Super- 
macht, aber auch die größte 
Supermacht wird auf Dauer 
auf verlässliche Partner an- 
gewiesen sein. Deutschland 
braucht die Freundschaft mit 
Frankreich, aber zum Segen 
wird sie auch in Zukunft nur 
gemeinsam mit unseren al- 
ten und neuen europäischen 
Partnern und innerhalb der 
transatlantischen Gemein- 
schaft mit den USA sein. 

Staatsvernunft 

Vor ein paar Tagen war in 
einem Leitartikel der Süd- 
deutschen Zeitung, einer 
großen überregionalen Zei- 
tung in Deutschland, unter 
der Überschrift „Ende einer 
Freundschaft" zu lesen: 
„Für Deutschland bedeutete 
ein dauerhafter Bruch mit 
Amerika wohl kaum eine 
Befreiung, sondern die 
Rückkehr in eine hässliche 
altneue Wirklichkeit, in die 
gänzlich ernüchterte Welt 
des alten Europa mit seiner 
Enge und Treulosigkeit. 
Dankbarkeit, Freundschaft 
mit Amerika: Das könnte 
sich in Zukunft noch als ver- 
nünftiges Gefühl erweisen." 
Für die Partei, die ich führe, 
ist die enge Partnerschaft 
und Freundschaft mit den 
Vereinigten Staaten von 
Amerika ebenso eine Grund- 
essenz deutscher Staatsver- 
nunft, wie es die europäische 
Integration ist. Gelingen 
aber kann beides nur, wenn 
neues Vertrauen aufgebaut 
und eigene Interessen for- 
muliert werden. Eine ver- 
antwortbare Alternative zu 
diesem Weg am Beginn ei- 
ner neuen Epoche unserer 
Welt gibt es nicht. 

(erschienen in der Wa- 
shington Post in der Aus- 
gabe vom 20. Februar) 
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ARBEITSMARKT 

LAURENZ   MEYER: 

Hahnenkämpfe statt 
Arbeitsmarktpolitik 

Zum Streit zwischen Bun- 
desarbeitsminister Wolf- 
gang Clement und dem 
Vorstands Vorsitzenden 
der Bundesanstalt für Ar- 
beit, Florian Gerster, er- 
klärte CDU-Generalse- 
kretär: 
4.6 Millionen Menschen 
ohne Job, eine Rezession 
droht, die Arbeitslosen- 
Quote steigt und steigt - 
doch der Wirtschaftsmini- 
ster und sein Bundesan- 
stalts-Chef befassen sich mit 
kleinlichen Kompetenz- 
Streitereien. Wolfgang Cle- 
Tient und Florian Gerstertra- 
gen Hahnenkämpfe aus - auf 
dem Rücken der Arbeits- 
•osen. 
Seit mehr als einem Jahr 
müht sich Rot-Grün um eine 
Reform des Arbeitsmarktes. 

Doch das Projekt klebt wie 
Har(t)z. Das Ergebnis: Nach 
mehr als vier Jahren im Amt 
kann die Regierung nur die 
desolate Bilanz einer Ar- 
beitslosigkeit auf Rekordni- 
veau vorweisen. 
Statt endlich etwas zur 
Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit zu tun, beschäftigt 
sich Rot-Grün wieder einmal 
mit sich selbst. Die 4.6 Mil- 
lionen Arbeitslosen in 
Deutschland brauchen jetzt 

eine Regierung, die zügig die 
notwendigen Reformen auf 
dem Arbeitsmarkt auf den 
Weg bringt. 
Nach dem Vorschlag, die 
Arbeitslosenstatistik zu 
schönen, verzettelt sich die 
Regierung weiter auf Ne- 
be nkriegs Schauplätzen. 
Eine Reform der Bundesan- 
stalt für Arbeit ist längst 
überfällig. Doch dazu ist 
Rot-Grün ebenso wenig in 
der Lage wie zu einer Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik, 
die Unternehmen und Bür- 
gern die Freiräume gibt, in 
Deutschland zu investieren. 
Mehr als 4,6 Millionen Ar- 
beitslose beweisen: Schön- 
färbereien und Bilanztrick- 
sereien sind das einzige, was 
Rot-Grün bisher zustande 
gebracht hat. 

AKTUELLE KONJUNKTURDATEN: Die Deutsche Bundesbank gibt in Ihrem mo- 
natlichen Bericht bekannt, dass die Wirtschaftsleistung in Deutschland im vierten Quar- 
tal 2002 gegenüber dem Vorquartal leicht gesunken ist. Sollte sich dieser Trend im ersten 
Quartal 2003 fortsetzen, dann müsse von einer Rezession gesprochen werden. Der Deut- 
sche Industrie- und Handelstag geht statt des bisher veranschlagten Wachstums von ei- 
nem Prozent von einer Stagnation und von im Schnitt 4,4 Millionen Arbeitslosen aus. Die 
Revision der bisherigen Erwartungen erfolgte auf der Basis der jüngsten Konjunkturum- 
frage unter gut 25 000 Unternehmen. Nach den jüngsten Zahlen der Europäischen Zen- 
tralbank sieht Ifo-Chef Hans-Werner Sinn für Deutschland nicht die geringsten Chancen 
auf einen Aufschwung: „Die Wachstumskapazität, die durch Investitionen gestärkt wird 
und zur Schaffung von Arbeitsplätzen führt, ist in andere Länder abgewandert." 
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JAHRESWIRTSCHAFTSBERICHT 

FRIEDRICH   MERZ: 

Deutschland steckt in einer tiefen 
Strukturkrise 

Deutschland stehe bei den 
Wachstunisaussichten er- 
neut „am untersten Ende 
der Skala" in der Europä- 
ischen Union, kritisierte 
Friedrich Merz in der 
Bundestagsdebatte zum 
Jahreswirtschaftsbericht. 

Dies habe mit einem dro- 
henden Konflikt im Irak 
„überhaupt nichts zu tun", 
sondern mit der rot-grünen 
Wirtschaftspolitik seit vier 
Jahren. Der stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende warf 
der Regierung grundsätzli- 
che Versäumnisse vor. „Das 
war zu wenig, was sie heute 
geleistet haben", sagte er. So 
bleibe die Bundesregierung 
etwa die Antwort auf die zen- 
trale Frage schuldig, wie sich 
der Staats verbrauch am Brut- 
tosozialprodukt entwickeln 
solle. Wenn er in der bisheri- 
gen Höhe bleiben solle, 
werde sich nichts zum Besse- 
ren ändern. 

An den Bundeswirt- 
schaftsminister gewandt, 
fragte Friedrich Merz, wa- 
rum dieser in seiner drei- 
zehnminütigen Rede kein 
einziges Wort zu den 38.000 
Unternehmenskonkursen 
im vergangenen Jahr verlo- 
ren habe. Außerdem hätten 

die deutschen Industrieun- 
ternehmen 2002 „überpro- 
portional an Wert verloren." 
In keinem Land auf dieser 
Welt sei der Wert der bör- 
sennotierten Aktiengesell- 
schaften mit minus 44 Pro- 
zent so „dramatisch zurück- 
gegangen wie in Deutsch- 
land." Damit hätten die deut- 
schen Industrieunternehmen 
in nur einem Jahr fast die 
Hälfte ihres Börsenwertes 
verloren. Diese massiven 
Kursverluste hätten nicht 
nur Auswirkungen auf die 
Eigenkapitalausstattung der 
deutschen Unternehmen. 
Vielmehr werde durch diese 
Entwicklung auch die Al- 
tersvorsorge der Menschen 
„massiv beschädigt". 

Friedrich Merz sagte wei- 
ter, dass Rot-Grün den Her- 
ausforderungen des 21. Jahr- 
hunderts ratlos gegenüber- 
stehe. Hinter der SPD-inter- 

nen Diskussion über Ände- 
rungen beim Kündigungs- 
schutz verberge sich eine 
„tiefgreifende Meinungs Ver- 
schiedenheit" bei den Sozial- 
demokraten über die künftige 
Sozial- und Wirtschaftspoli- 
tik. Friedrich Merz machte 
der rot-grünen Bundesregie- 
rung konkrete Vorschläge, 
denn wer die Reform nicht 
angehe, „wird morgen vor 
dem gesamten Trümmerhau- 
fen der deutschen Tarifpolitik 
stehen". Da sich Deutschland 
in einer tiefen strukturellen 
Wachstums- und Beschäfti- 
gungskrise befinde, müsse et- 
was geschehen. Friedrich 
Merz sprach sich erneut für 
eine Umgestaltung des Kün- 
digungsrechts aus. Nach den 
Plänen der Union soll einer- 
seits der Schutz für be- 
stehende Arbeitsverhältnisse 
gesichert werden, anderer- 
seits sollen für Arbeitgeber, 
die einstellen wollen. Barrie- 
renbeseitigt werden. Konkret 
schlug Merz ein Optionsmo- 
dell für Neueinstellungen 
vor. Danach soll der Arbeit- 
nehmer zwischen dem bis- 
herigen Kündigungsschutz 
oder einer vom Gesetzgeber 
festgelegten Abfindung wäh- 
len können. 
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CDU   BERLIN 

FRANK   STEFFEL: 

„Ein Jahr Rot-Rot - ein verlorenes 
Jahr für Berlin" 

Die Versprechungen wa- 
ren groß, als vor einem 
Jahr das erste Bündnis der 
Sozialdemokraten mit den 
Postkommunisten der PDS 
in der Hauptstadt ge- 
schmiedet wurde. „Menta- 
litätswechsel", „Betroffene 
zu Beteiligten machen", 
»Sparen, bis es quietscht" - 
so die Ziele des neuen rot- 
roten Senats. 

Doch heute sind die mei- 
sten nur noch betroffen. Die 
Bilanz ist bitter: Berlin erlebt 
die höchste Arbeitslosigkeit 
seit der Wiedervereinigung - 
über 300.000 Menschen sind 
°hne einen Job. Insgesamt 
sind in der Stadt sogar 
annähernd 1 Mio. Menschen 
von Transfers des Staates ab- 
hängig. Berlin hat ein Jahr 
tnit der größten Insolvenz- 
und Abwanderungswelle re- 
nommierter Unternehmen 
hinter sich. Berlin hat bis 
heute nicht gespart, sondern 
allein im letzten Jahr über 6,5 
Mrd. Euro neue Schulden ge- 
dacht. Heute stehen wir vor 
der gewaltigen Summe von 
4"7 Mrd. Euro. Ein Jahr Rot- 
Kot und Berlin sieht schwarz, 
beinahe täglich demonstrie- 
ren Schüler, Kindererzieher, 
Mitglieder aus  Sportverei- 

nen und von Gewerkschaf- 
ten. Und warum? Weil dieser 
Senat seit 12 Monaten die 
Gesprächsatmosphäre mit 
den Betroffenen bewusst 
vergiftet hat. Politik gegen 
die Menschen! 

Ein Jahr Rot-Rot und Ber- 
lin sieht schwarz. Dies jedoch 
positiv, denn die Union ist in 
den letzten Umfragen wieder 
stärkste Kraft in der Haupt- 
stadt. Und warum? Weil wir 
die besseren Antworten auf 
die Probleme der Hauptstadt 
haben. Wir wollen Ideen statt 
Ideologien. Wir wollen Ber- 
lin neu denken. 

Für uns gehört dazu auch 
ein Bürokratie-TÜV, Dere- 
gulierung, Abschaffung ei- 
nes Drittels vorhandener und 
Befristung neuer Gesetze. 
Wir fordern Privatisierungen 
landeseigener Betriebe und 
Beteiligungen. Wir wollen 
den Großflughafen als inter- 

nationales Drehkreuz im Sü- 
den Berlins. Wir wollen die 
Transrapidverbindung Ber- 
lin-Hamburg als erstes Teil- 
stück einer transeuropäi- 
schen Achse, die später ein- 
mal über Warschau bis nach 
Moskau reichen könnte. 

Aber vor allem wollen wir 
endlich mehr Steuerentlas- 
tungen für kleine und mitt- 
lere Unternehmen: Weniger 
Steuern bedeuten niedrige- 
re Arbeitskosten, bedeuten 
mehr Arbeit, mehr Arbeits- 
plätze - also mehr Steuerein- 
nahmen. Gleichzeitig senken 
wir die Zahl der Sozialhilfe- 
empfänger und damit die 
Staatsausgaben insgesamt. 

Berlin muss als Metropole 
im Mittelpunkt eines zusam- 
menwachsenden Europas am 
Vorabend der Erweiterung 
der Europäischen Union Ma- 
gnet sein. Magnet für Men- 
schen, die Aufbruch gestalten 
wollen. Die Stadt bietet alles, 
um noch heute damit zu be- 
ginnen. Vor allem aber hat 
Berlin eines: Menschen, die 
ihre Stadt mit allen Deut- 
schen und allen Gästen teilen 
und nach dem Ende der 
SPD/PDS-Regierung wieder 
stolz sein wollen - auf ihre 
deutsche Hauptstadt. 
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'Aus   DEN   BUNDESLäNDERN 

HESSEN 

Franz Josef Jung zum neuen 
Fraktionschef gewählt 

Die neue Fraktion im Hes- 
sischen Landtag hat auf 
Vorschlag des Landes- 
vorsitzenden, Ministerprä- 
sident Roland Koch, mit 
88,5 % der Stimmen Franz 
Josef Jung als neuen Frak- 
tionsvorsitzenden gewählt. 

Der neugewählte Frakti- 
onsvorsitzende kündigte an, 
dass er alle Vorsitzenden der 
im Landtag vertretenen Frak- 
tionen zu einem gemeinsa- 
men Gespräch einladen wer- 
de. „Wir sollten die neue Le- 
gislaturperiode dazu nutzen, 
um über den parlamentari- 

schen Stil im Umgang mit- 
einander nachzudenken." Das 
schließe die harte parlamen- 
tarische Auseinandersetzung 
ganz sicherlich nicht aus: 
„Diese ist notwendig und so- 
gar gefordert. Die Ausein- 
andersetzung sollte hart in der 
Sache, aber fair im Umgang 
sein. Das wünsche ich mir für 
meine neue Aufgabe und si- 
chere dieses ausdrücklich für 
die Fraktion zu." Die CDU 
werde den „erfolgreichen 
Kurs der letzten vier Jahre 
fortzusetzen". Auch ohne den 
bisherigen  Koalitionspartner 

werde die CDU-Fraktion den 
eingeschlagenen Weg wei- 
tergehen. „Vor uns liegt eine 
große Herausforderung, wir 
haben uns viel vorgenommen 
und werden ab sofort mit 
Volldampf durchstarten." 
„Als Nachfolger des schei- 
denden Landtagspräsidenten 
Klaus Peter Möller, der sein 
Amt über rund 10 Jahre in 
seiner unnachahmlichen Art 
und vorbildlicherweise ge- 
führt hat, wird Norbert Kart- 
mann den Hessischen Land- 
tag in sicheren Bahnen 
führen", ist Jung überzeugt. 

CDU   IN   NIEDERSACHSEN 

David McAllister neuer Fraktionsvorsitzender 
Die CDU-Landtagsfrak- 
tion in Hannover hat 
David McAllister mit 
überwältigender Mehr- 
heit zu ihrem neuen Vor- 
sitzenden gewählt. 

Für den Generalsekretär 
der niedersächsischen Christ- 
demokraten, der sein Partei- 
amt nur noch bis zum Som- 
mer ausüben will, stimmten 
84 der 89 anwesenden CDU- 
Landtagsabgeordneten. Par- 
lamentarischer   Geschäfts- 

führer wurde Bernd Althus- 
mann mit 75 Stimmen, der 
damit den designierten In- 
nenminister Uwe Schüne- 
mann in seinem Amt ablöst. 
McAllister kündigte nach 
seiner Wahl für Niedersach- 
sen eine schnelle Entbüro- 
kratisierung und Verwal- 
tungsreform sowie einen 
zügigen Abbau von Vor- 
schriften an. Tempo werde 
man auch bei der Verab- 
schiedung    eines     neuen 

Schulgesetzes und eines 
neuen Polizeigesetzes ma- 
chen. Der 32-Jährige cha- 
rakterisierte sich selbst als 
einen „Konservativ-Libera- 
len", der für „mehr Eigen- 
verantwortung und mehr 
Wettbewerb" eintrete und 
den Staat auf seine Kernauf- 
gaben beschränken wolle. 
Landtagspräsident soll Jür- 
gen Gansäuer werden; er 
wurde mit 88 Stimmen bei 
einer Enthaltung nominiert. 
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„WAHLBETRUGS"-AUSSCHUSS 

Laurenz Meyer: Der „eiserne 
Hans" bekommt Rostflecken 

Zur Aussage von Bundesfi- 
nanzminister Hans Eichel 
vor dem Untersuchungs- 
ausschuss erklärte der 
CDU-Generalsekretär: 

Im Untersuchungsaus- 
schuss wurde Schröders „ei- 
serner Hans" windungsfähig 
wie Kupferlitze: Aus purer 
Wahltaktik hat der Finanz- 
minister die Defizit-War- 
nungen seiner Beamten im 
Ministerium in der Versen- 
kung verschwinden lassen. 

Während die Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute ihre Kon- 
junkturprognosen reihen- 
weise nach unten korrigier- 
ten, verkaufte Eichel entge- 
gen besserem ministeriellen 
Fach-Wissen Öffentlichkeit 
und Abgeordnete für dumm. 

Heute ist klar: Eichel 
wird in die deutsche Wirt- 
schaftsgeschichte nicht nur 
als größter Kaputtsparer der 
Konjunktur eingehen. Der 
Minister muss sich auch den 

Vorwurf gefallen lassen, 
wie kein zweiter Finanzmi- 
nister Tatsachen verschwie- 
gen zu haben. 

Jetzt ist Gerhard Schrö- 
der gefragt: Der Bundes- 
kanzler und SPD-Vorsit- 
zende muss den Verdacht 
ausräumen, dass er seinen 
einstigen Vorzeigeminister 
dazu verdonnert hat, Parla- 
ment und Öffentlichkeit be- 
wusst über die wahre Lage 
im Unklaren zu lassen. 

HANS   EICHELS   LÜGEN 

Eichel in der Bundestags- 
debatte am 12.9.2002 
m „Nach 21,1 Milliarden 
Euro in diesem Jahr bleibt es 
bei der für 2003 geplanten 
Neuverschuldung in Höhe 
von 15,5 Milliarden Euro. 
An diesem Wert werden wir 
festhalten." 
Fakt ist: Tatsächlich wus- 
ste BM Eichel zu diesem 
Zeitpunkt bereits seit rund 6 
Wochen, dass alle Fach- 
leute seines Hauses für 2002 
eine Neuverschuldung von 
33 Mrd. Euro und für 2003 
von 18,5 Mrd. erwarteten. 
• „Wir sind auf dem Weg 
zu einem gesamtstaatlichen 
Haushalt ohne Neuverschul- 
dung." 

• „Wirstehen trotz allerFi- 
nanzenge fest zum Europä- 
ischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakt." 
Fakt ist: Tatsächlich hatte 
das zuständige Referat be- 
reits im Juli ein Ansteigen 
des Maastricht-Risikos auf 
3,3 bis 3,4 Prozent voraus- 
gesagt. 
• „Für das Gesamtjahr 2002 
erwarte ich weiterhin eine 
reale Wachstumsrate von 
einem Dreiviertelprozent." 
• „Wir befinden uns al- 
so auf einem gesicherten 
Wachstumspfad." 
• „Tatsächlich liegen wir 
im Wachstum bereits wie- 
der deutlich über dem ver- 
gangenen Jahr." 

Fakt ist: Tatsächlich gab 
es seit Jahresmitte und 
verstärkt seit August, ei- 
ne Fülle von Anzeichen, 
dass der erwartete Auf- 
schwung ausbleiben wer- 
de. Alle wichtigen In- 
dikatoren zeigten nach 
unten. 
Eichel in der ARD-Sen- 
dung vom 17.9.2002 
• „Ich bin sicher, es gibt 
keinen  blauen   Brief aus 
Brüssel." 
Fakt ist: Tatsächlich hatten 
die zuständigen Fachleute 
das Maastricht-Risiko be- 
reits Mitte Juli auf 3,3 bis 
3,4% geschätzt und diese 
Prognose seither nicht mehr 
verändert. 
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WWW.ANGELA-MERKEL.DE 

„Die etwas andere Politik-Homepage!" 
Treffender als Bild-Online 
kann man den neuen In- 
ternet Auftritt von Angela 
Merkel, nicht bezeichnen. 

Die neue persönliche Ho- 
mepage www.angela-mer- 
kel.de ist Ausdruck dafür, 
dass die Zeiten endgültig der 
Vergangenheit angehören, 
als Online-Auftritte als not- 
wendiges Übel oder primi- 
tivedigitale Visitenkarten be- 
lächelt worden sind. Dass der 
Benutzer einen Lebenslauf 
des Politikers oder die Mög- 
lichkeit vorfindet, dem Politi- 
ker eine E-Mail zu schreiben, 
bedarf keiner Erwähnung 
mehr. Regelmäßige Aktuali- 
sierung, eine durchdachte 
Programmierung, ein an- 
spruchsvolles, aber nicht 
überfrachtetes Layout, vor al- 
lem aber ein interessant auf- 
bereiteter Inhalt sind jedoch 
Eigenschaften einer Politi- 
ker-Homepage, die nicht 
selbstverständlich sind und 
mit der sich die neue Seite 
www.angela-merkel.de von 
der Masse der bekannten On- 
line-Auftritte abhebt. 

Bereits auf der Eingangs- 
seite wird der Besucher durch 
eine klare Navigation und 
eine ansprechende Optik auf 
das Wesentliche gelenkt. Mit 
einem charmanten Lächeln 
auf einem s/w-Foto, wie man 
es auf einer Politiker-Home- 

"- 1? 

ANGELA-MERKEL.de 

CDU 

1   1 • • 

page nicht erwarten würde, 
wird er von Angela Merkel 
begrüßt. 

„Politik ohne Lüge" 

Von dem optischen Auf- 
macher in der Mitte des Bild- 
schirms fällt der Blick auf 
den Button „Politik ohne 
Lüge", den inhaltlichen 
Schwerpunkt von www. an- 
gela-merkel.de. Dieses Pro- 
jekt ist der ehrgeizige Ver- 
such einer vollkommen neu- 
en Form der Online-Kom- 
munikation. Prominente Per- 
sonen aus Politik, Wirt- 
schaft, Wissenschaft und 
Kultur konnten von Angela 
Merkel gewonnen werden, 
ihre Gedanken zu dem 
Thema „Politik ohne Lüge" 
darzustellen. Ziel ist es, Poli- 
tik einmal aus einer vollkom- 
men neuen Sicht aufzuberei- 
ten und eine Diskussion mit 

den Bürgerinnen und Bür- 
gern anzustoßen. Den Auft- 
akt zu dem Dialog im virtuel- 
len Raum haben Jürgen 
Kluge, Deutschlandchef der 
Unternehmensberatung 
McKinsey, und der Direktor 
des Max-Planck-Instituts für 
Hirnforschung, Wolf Singer, 
gemacht. Ihre Ausführungen 
sind der beste Beweis dafür, 
dass politische Online-Prä- 
sentationen nicht langweilig 
sein müssen, sondern durch- 
aus etwas Unerwartetes und 
Überraschendes in sich ber- 
gen können. Aber der Nutzer 
wird auch das finden, was er 
auf Politiker-Seiten zu fin- 
den erhofft: Reden, Aufsätze 
und Artikel nach Themen ge- 
ordnet, einen umfangreichen 
Lebenslauf, die verschiede- 
nen Kontaktmöglichkeiten 

mit der Partei- und Frakti- 
onsvorsitzenden sowie eine 
Terminübersicht und eine 
Linkliste. 
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KATHERINA   REICHE,   THOMAS   RACHEL: 

Deutscher Spitzenforschung 
droht Ausstieg aus Champions 

League 
Nach einem Informations- 
gespräch mit dem Präsi- 
denten der Max-Planck- 
Gesellschaft, Prof. Dr. Pe- 
ter Gruss, zur aktuellen Si- 
tuation der deutschen Wis- 
senschaftsorganisationen 
erklärten die forschungs- 
politische Sprecherin der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion und der Obmann 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion im Bundestags- 
ausschuss für Bildung, 
Forschung und Technik- 
folgenabschätzung: 

Auf Grund der falschen 
Weichenstellung der rot-grü- 
nen Bundesregierung und 
der Nichteinhaltung noch im 
Juni vergangenen Jahres in 
der Bund-Länder-Konferenz 
gemachter Zusagen sieht die 
Max-Planck-Gesellschaft 
die deutsche Spitzenfor- 
schung akut gefährdet. Der 
"brain drain" in die USA geht 
Leiter. Die deutsche Spit- 
^enforschung steht kurz da- 
vor, ihre Wettbewerbsfähig- 
keit zu verlieren. 

Der Präsident der Max- 
Planck-Gesellschaft, Prof. 
ör. Gruss, wies eindringlich 
darauf hin, dass nunmehr 
rund  20  Abteilungen  und 

ganze Institute schließen 
müssten, weil sich die Bun- 
desregierung nicht an ihre 
Zusagen gehalten hat. Von 
den Kürzungen werden alle 
Bereiche der deutschen Spit- 
zenforschung von Max 
Planck betroffen sein. In den 
nächsten 6 Jahren summiert 
sich allein durch diese Feh- 
lentscheidung der Bundesre- 
gierung ein Fehlbetrag von 
rund 175 Millionen Euro auf. 

Der Max-Planck-Gesell- 
schaft waren über 14 Millio- 
nen Euro mehr zugesagt, den 
Zentren der Hermann von 
Helmhol tz-Gemeinschaft 
über 36 Millionen Euro 
mehr, den Forschungsein- 
richtungen der Leibniz Ge- 
meinschaft rund 6 Millionen 
Euro mehr, dem Akade- 
mienprogramm eine Millio- 
nen Euro mehr und der Deut- 
schen Forschungsgemein- 
schaft rund 25 Millionen 
Euro mehr. Der jetzt von 
Frau Bulmahn avisierte Zu- 
wachs von rund 9 Millionen 
Euro ausschließlich für die 
DFG ist ein Tropfen auf den 
heißen Stein und völlig un- 
zureichend. 

Im Übrigen waren die Zu- 
wachsraten für die Wissen- 

schaftsorganisationen von 
bis zu 3,5 Prozent noch im 
Bundeshaushaltsplan 2003 
(Bundestagsdrucksache 14/ 
9750) eingestellt. Mit der 
Bundestagswahl im Septem- 
ber wurden diese Zusagen 
schlagartig zurückgenom- 
men. Somit ist ein weiterer 
Fall für den „Lügenaus- 
schuss" des Deutschen Bun- 
destages gegeben. 

Die Unionsfraktion be- 
steht darauf, dass die Bun- 
desregierung ihre Zusagen 
einhält und die Haushalt- 
ansätze für alle Wissen- 
schaftsorganisationen ge- 
mäß den Vereinbarungen 
in der Bund-Länder-Konfe- 
renz vom 17.6.2003 um 3 
bzw. 3,5 Prozent erhöht. Es 
gibt im Bildungs- und For- 
schungshaushalt Einspar- 
möglichkeiten in Haushalt- 
stiteln, in denen Geld für in- 
effektive Querschnittsakti- 
vitäten und Subventionen 
für rot-grüne Klientelor- 
ganisationen ausgegeben 
wird. Dort gibt es ausrei- 
chende Ausgleichsmöglich- 
keiten, um die Unterstüt- 
zung für die deutschen For- 
schungsorganisationen si- 
cherzustellen. Die Unions- 
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fraktion hat dies mit entspre- 
chenden Änderungsanträ- 
gen zum Einzelplan 30 des 
Bundeshaushaltes 2003 be- 
antragt, die allerdings mit 
rot-grüner Mehrheit - ohne 
Vorlage eigener Alternati- 
ven - im Fachausschuss ab- 
geschmettert wurden. 

Mit dem Vorhaben von 
Rot-Grün wird das Klima 
für Innovationen in Deutsch- 
land gravierend verschlech- 
tert. Mit dieser falschen 
Weichenstellung wird 
Deutschland von der inter- 
nationalen Entwicklung ab- 
gekoppelt. 

MARTINA   KROGMANN: 

Mehr Wachstum 
und Wettbewerb 
in der Telekom- 

munikation 

Zum Jahresbericht 2002 
der Regulierungsbehörde 
erklärte die Internet-Be- 
auftragte und Berichter- 
statterin für Telekommu- 
nikation: 

Der Jahresbericht 2002 
der Regulierungsbehörde 
für Telekommunikation und 
Post zieht für die Zukunfts- 
branche Telekommunika- 
tion eine besorgniserre- 
gende Bilanz: Ende 2002 ar- 
beiteten rund 230 000 Men- 
schen in der Telekommu- 
nikationsbranche - das sind 

5 % weniger als im Vorjahr. 
Bei Konkurrenzunterneh- 
men der Deutschen Tele- 
kom sind damit 12 000 Jobs 
wegfallen, das ist jeder 5. 
Arbeitsplatz. Die Umsätze 
der Branche stiegen laut Re- 
guliererum3 % auf 61 Mrd. 
Euro - das ist aber der ge- 
ringste Zuwachs seit Markt- 
öffnung. Völlig unzurei- 
chend ist nach wie vor die 
Wettbewerbsentwicklung 
im Festnetz. Nur 4,4 % aller 
Telefonanschlüsse entfallen 
auf die Wettbewerber. Im 
Bereich der DSL-Anschlüs- 
se hat die Telekom einen 
Marktanteil von 94 %, der 
Anteil der Wettbewerber 
liegt bei diesen schnellen ln- 
ternetanschlüssen   nur  bei 
6 %. Nach fünf Jahren Libe- 
ralisierung sind diese Zah- 
len alles andere als zufrie- 
denstellend. 

Um so wichtiger ist für 
die gesamte Branche die an- 
stehende Novellierung des 
Telekommunikationsgeset- 
zes. Die TKG-Novelle muss 
ein eindeutiges Zeichen für 
einen nachhaltigen, funkti- 

WAHLEN 

Zu ihrem  Sprecher in 
der  Enquete-Kommis- 
sion „Recht und Ethik 
der modernen Medizin" 
hat die Unionsfraktion 
Thomas   Rachel   ge- 
wählt. Als Stellvertre- 
tenden   Kommissions- 
vorsitzenden   hat   die 
Unionsfraktion Hubert 
Hüppe vorgeschlagen. 
Des Weiteren wird die 
CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion    folgende 
Mitglieder   entsenden: 
Ordentliche Mitglieder: 
Julia Klöckner 
Barbara Lanzinger 
Andrea Voßhoff 
Stellvertretende 
Mitglieder: 
Vera Dominke 
Ingrid Fischbach 
Markus Grübel 
Helmut Heiderich 
Dr. Martin Mayer 

onsfähigen Wettbewerb set- 
zen. Der Markt kann nur 
wachsen und wieder zum In- 
novationsmotor für die ge- 
samte Volkswirtschaft wer- 
den, wenn ein gesunder 
Wettbewerb herrscht. Nur 
dann bekommen wir eine 
win-win-Situation für alle: 
für die Deutsche Telekom- 
für die Wettbewerber, für 
die Verbraucher - und für 
mehr Wachstum und Be- 
schäftigung in Deutschland. 
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BESTELLUNGEN: 

» per E-Mail: 
elisabeth.enders@kas.de 

• per Fax: 02241/246 294 

Bis zu drei Hefte sind kosten- 
los erhältlich. Ab vier Heften 
Werden drei Euro als Schutz- 
gebühr (inklusive Versand- 

kosten) berechnet. 

KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG ' 

Neue Studien 
vorgestellt 

• Zukunftsforum Politik, Nr.46-Pisa- 
E und was nun? Bilanz des innerdeutschen 
Schulvergleichs. Diese Analyse ist der 
ehrgeizige Versuch, Antworten auf die 
wichtigsten bildungspolitischen Fragen 

zu geben. 
• Zukunftsforum Politik, 
Nr. 47 - Wollen Frauen den 
neuen Mann ? Traditionelle 
Geschlechterbilder als Blocka- 
den von Geschlechterpolitik - 
Eine Studie, die den Ursachen 
auf den Grund geht, warum 
Leitbilder, die sich an Beruf 
und Familie orientieren, im- 
mer noch die traditionellen 
Rollenbilder bestimmen. 
• Zukunftsforum Politik 
Nr. 48 - Die repräsentative 
Demokratie und die Macht der 
Medien. Konferenzband der 
VI. Rechtspolitischen Konfe- 
renz der Konrad-Adenauer- 
Stiftung (23.-24. November 
2002). 
• Zukunftsforum Politik, 
Nr. 49 - Gesundheitspolitik 

und öffentliche Meinung- In fünf Aufsätzen werden die Pro- 
bleme rund um eine grundlegende Gesundheitsreform be- 
leuchtet. 
• Zukunftsforum Politik Nr. 50 - Föderalismusreform: 
Föderalismus in Europa I und 
• Zukunftsforum Politik, Nr. 51 - Föderalismusreform: 
Föderalismus in Europa II. Beide Studien sind Ergebnis des 
Projektes „Föderalismusreform", in der die Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung die in der Wissenschaft und Politik geführte 
Frage von Dezentralisierung und Föderalisierung diskutiert. 

Weitere Infos auf: www. kas.de 
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1 ÖFFENTLICHKEITSAR B EIT 

Basecap 

Bestell-Nummer: H017 
Preis je 1 Stück: 3,80 € 
inkl. MwSt.: 4,41 € 

Fahne 
1,20 m x3,00 m 

Bestell-Nummer: H018 
Preis je 1 Stück: 26,25 € 
inkl. MwSt.: 30,45 € 

Briefpapier 
DIN A4 

Bestell-Nummer: H019 
Preis je 500 Blatt: 14,80 € 
inkl. MwSt.: 17,17 € 

Alle Preise zuzüglich Portokosten 

Diese Artikel sind nur über die 
Frauen Union direkt bestellbar- 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Frauen Union 
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin 
Telefon: 0 30-2 20 70-4 52 
Telefax :030-22070-439 
E-Mail:  fu@cdu.de 
WWW.FRAUENUNION.de 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Für Veranstaltungen/Pressegespräche/Empfänge 
- Die neue Presse/Veranstaltungsrückwand - 

ca. Breite 4,20m x Länge 2,40 m 

Mit dieser Wand können sie schnell und flexibel jede Räumlichkeit im Handumdrehen 
professionell gestalten. Die Rückwand ist in einer sehr guten Qualität hergestellt und 
lässt sich leicht aufbauen. 
Rückwand bestehend aus: 
2 Aluminiumpfosten/Länge 2,35 m, 0 80 mm - mit Tellerfuß 
2 waagerechte Profile je 2 m lang mit Verbinder 
2 vertikale Stoffrahmenspanner 
1 Digitaldruck auf 300 g Nesselstoff/Grafikfläche 4,00 m x 2,25 m 
1 Transportkiste/2,40 x 0,50 x 0,17 m - Sperrholzrahmen mit 2 Griffen 

und 4 Kistenverschlüssen 
Gesamtladungsgewicht ca. 45 kg 
Preise: 
m Rahmengestell: 900,00 Euro 

Einen Sonderposten von 12 gebrauchten Gestellen können wir zu einem 
Preis von 600 Euro pro Rahmengestell anbieten. 

• Digitaldruck inkl. Konfektionierung: 545,00 Euro 
• Transportkiste: 80,00 Euro 
Wir bieten die Rückwand auch mit Ihrer eigenen individuellen Bedruckung an. 
Alle Preise zzgl. Transport und Verpackung, sowie der gesetzlichen MwSt. 
Weitere Informationen erhalten Sie unter der Telefonnummer: 030-2 20 70-381 
oder per e-mail: yvonne.herrmann@cdu.de 
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Rot-Grün: Immer nur eine Idee, 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäfts- 
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